Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8593 


25 . 10 . 94 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Europa mehrerer Geschwindigkeiten 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

- in Kenntnis der Erklärung des Rates zum Europa mehrerer Geschwindig- 
keiten sowie der verschiedenen Stellungnahmen, die zu diesem Thema 
abgegeben wurden, 

1. bekräftigt erneut seine Sicht einer Europäischen Union, in der alle Mit- 
gliedstaaten, die bestrebt sind, auf dem Wege der Integration weiter voran- 
zuschreiten, gleiche Rechte und Pflichten haben; 

2. bekräftigt, daß es unvorstellbar wäre, Mitgliedstaaten, die den Wunsch 
haben und bereit sind, ihre Bemühungen um die europäische Integration 
fortzusetzen, ä priori von der Europäischen Union auszuschließen; 

3. betrachtet die Solidarität und den Zusammenhalt sowie die Erhaltung des 
ökologischen Gleichgewichts als zentrale Werte der Europäischen Union, 
insbesondere zur Sicherstellung einer wirklichen Konvergenz zwischen 
allen Mitgliedstaaten; 

4. appelliert an die Mitgliedstaaten, sich im Rahmen der künftigen Regie- 
rungskonferenz für die Stärkung und Demokratisierung des gesamten in- 
stitutionellen Systems der Union einzusetzen; 

5. fordert, daß die Regierungskonferenz 1996 zu einer Einigung über die Re- 
vision der Verträge gelangt, die es der Europäischen Union ermöglicht, 
Fortschritte auf dem Wege zur Politischen Union zu erzielen und transpa- 
renter, effizienter, kompetenter, demokratischer, näher an ihren Bürgern 
und auf eine gestärkte Bürgerschaft gestützt zu sein und in der alle Mit- 
gliedstaaten und alle Bürger dieselben Rechte und Pflichten haben; 

6. lehnt ein Europa „ä la carte" ab, in dem jede Regierung eines Mitglied- 
staates das Recht hätte, sich von jeder Gemeinschaftspolitik zu distanzie- 
ren; 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 030639 - vom 17 . Oktober 1994. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 28. September 1994 angenommen. 
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7. vertritt die Auffassung, daß es für den Fall, daß eine kleine Minderheit von 
Staaten versuchen würde, auf der Regierungskonferenz 1996 jeglichen 
Fortschritt zu verhindern, notwendig wäre, unter diesen Umständen Ver- 
fahren zu finden, die es den Mitgliedstaaten, die dies wünschen, ermög- 
lichen, dennoch ihre Bemühungen um die europäische Integration fort- 
zusetzen; 

8. ist der Auffassung, daß die Union angesichts der enormen Herausforde- 
rungen in bezug auf die Stabilisierung Mittel- und Osteuropas und des 
Mittelmeerraums über die notwendigen Instrumente verfügen können 
muß, um die ihr zukommende Rolle als ruhender und einigender Pol spie- 
len zu können, wobei auf die Effizienz und die Vertiefung der Demokra- 
tie besonderes Augenmerk zu richten ist; 

9. erkennt an, daß die im Vertrag von Maastricht von bestimmten Mitglied- 
staaten durchgesetzen Ausnahmeregelungen eine gefährliche Spekulati- 
on über ein Europa „ä la carte " ausgelöst haben; 

10. bekräftigt, daß es in allen Diskussionen über die künftige Entwicklung der 
Europäischen Union ein gleichgestellter Partner der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten und der anderen EU-Organe ist; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem 
Rat, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der bei- 
trittswilligen Länder zu übermitteln. 


Enrico VINCI 
Generalsekretär 


David MARTIN 
Vizepräsident 
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